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1 Werden China und Indien 
bald gemeinsam marschie­
ren?

Noch vor zwei Jahren sah man in 
Indien China als Bedrohung, nun 
streben beide Länder, die zwar ei­
ne ganze Reihe gemeinsamer Inte­
ressen haben, zugleich aber auch 
Konkurrenten sind, eine umfassen­
de Partnerschaft an. Diese Wende 
war während des Besuchs des da­
maligen indischen Ministerpräsiden­
ten Vajpayee in China im Sommer 
2003 eingeleitet worden. Einen wirk­
lichen greifbaren Durchbruch stell­
te aber trotz allen ganz offensicht­
lich auf beiden Seiten vorhandenen 
guten Willens auch die Indienreise 
Wen Jiabaos in der ersten Aprilhälf­
te dieses Jahres nicht dar.

Indien sah sich in letzter Zeit zu­
nehmend umworben. Japan und die 
USA suchten in dem Land einen 
Partner, der ein Gegengewicht zur 
Volksrepublik China bilden könnte. 
China auf der anderen Seite ist be­
müht, den großen südlichen Nach­
barn in seine Strategie zur Schaffung 
einer Allianz gegen die Vormacht 
der USA und zur Veränderung der 
gegenwärtigen politischen und wirt­
schaftlichen Weltordnung einzubin­

den. Dass diese Perspektive für In­
dien durchaus nicht unattraktiv ist, 
beweist die Äußerung des indischen 
Premiers Singh, wonach Indien und 
China gemeinsam die Weltordnung 
umgestalten könnten.

Zwischen beiden Staaten standen 
und stehen immer noch ein insge­
samt geringer Kenntnisstand über 
den jeweils anderen und ein tiefes 
Misstrauen, das sich insbesondere 
auf nicht gelöste Territorialproble­
me, Chinas Partnerschaft mit Pa­
kistan und die Tatsache gründet, 
dass Indien dem Dalai Lama Auf­
enthalt gewährt. Mit der jetzt ver­
traglich begründeten strategischen 
Partnerschaft zur Stärkung des Frie­
dens und für beiderseitigen Wohl­
stand ist man nunmehr jedoch auf 
dem besten Wege, die alten Streitig­
keiten auszuräumen. Auf beiden Sei­
ten des Himalaya hat sich die politi­
sche Erkenntnis durchgesetzt, dass 
beide von einer wirklichen Koope­
ration mehr profitieren werden als 
von Rivalität. So muss zumindest 
zum gegenwärtigen Zeitpunkt wohl 
die Annäherung der beiden bevölke­
rungsreichsten Staaten der Welt in­
terpretiert werden.

Bereits im Januar hatten China 
und Indien einen ersten strategi­
schen Dialog in Neu-Delhi veranstal­
tet. Der Besuch Wen Jiabaos bei sei­
nem indischen Amtskollegen Man- 
mohan Singh brachte nun erste Er­
gebnisse. Insbesondere die chinesi­
sche Seite war offensichtlich bemüht, 
durch Zugeständnisse das Vertrau­
en zu stärken. Im Hinblick auf die 
ungelösten Territorialfragen wurde 
eine Roadmap zu deren Beilegung 
verabschiedet. Erstmals verzichten 
beide Seiten auch formell auf die 
Anwendung von Gewalt zur Lösung 
des Konflikts. In einem entsprechen­
den Memorandum sollen in dieser 
Frage nach Auskunft Wen Jiabaos 
nun mehr die bestehenden Reali­
täten gewürdigt werden. Eine Lö­
sung des Problems solle der Ent­
wicklung der bilateralen Beziehun­
gen nicht mehr im Wege stehen und 
solle sich in die Gesamtperspektive 
der globalen und strategischen Part­
nerschaft beider Länder einfügen.

Wen Jiabao präsentierte seinem 
Gastgeber beispielsweise eine Land­
karte, in der Sikkim eindeutig als

Teil Indiens ausgewiesen war. Indi­
en hatte den Kleinstaat 1975 annek­
tiert und übt seither die Souverä­
nität über das Gebiet aus, was von 
China bislang nie als rechtmäßig an­
erkannt wurde. Ob sich die Territo­
rialfrage im 1962 von China besetz­
ten Aksai Chin auf ähnliche Weise 
durch endgültige Anerkennung der 
derzeit bestehenden Verhältnisse lö­
sen lässt, ist jedoch noch fraglich. 
Schließlich blieb auch China bislang 
die von Indien verlangte formelle 
Anerkennung des indischen Herr­
schaftsanspruchs über Sikkim schul­
dig, woran auch die Landkarte Wens 
nichts änderte.

Das größte Gastgeschenk machte 
Wen jedoch mit der Feststellung, 
China „verstehe und unterstütze das 
indische Streben, in der UNO und 
in den internationalen Beziehungen 
eine aktive Rolle zu spielen“ - ei­
ne Äußerung, die nach einer explizi­
ten Absage an die japanischen Am­
bitionen auf einen ständigen Sitz 
im Sicherheitsrat gemeinhin als aus­
drückliche Unterstützung gleicharti­
ger indischer Vorstellungen gewer­
tet wird. Von einem Vetorecht ei­
nes möglichen Sicherheitsratsmit­
glieds Indien war auf chinesischer 
Seite trotz des expliziten Wunsches 
Indiens nicht die Rede. Und auch 
im Text der gemeinsamen Erklärung 
zum Abschluss des Staatsbesuchs 
fand sich sehr zum Bedauern der in­
dischen Regierung keine ausdrückli­
che Unterstützung Chinas für einen 
Sicherheitsratssitz Indiens mehr.

Das größte Potenzial für eine zu­
künftige Kooperation sehen beide 
Staaten auf absehbare Zeit in der 
Wirtschaft. Komplementäre Struk­
turen, Stärken und Schwächen prä­
destinieren die beiden Staaten ins­
besondere im IT-Sektor zu enger Zu­
sammenarbeit. Wen Jiabao trug die­
ser Analyse durch einen Besuch der 
indischen IT-Hochburg Bangalore 
Rechnung. Eine Freihandelszone ist 
bereits im Gespräch. Politische Ko­
operationsmöglichkeiten bieten sich 
- wie auch schon in der jünge­
ren Vergangenheit praktiziert - bei­
spielsweise im Rahmen der WTO. 
Dennoch bleiben viele Fragezeichen.

Einem raschen Schulterschluss der 
beiden Staaten stehen aus chine­
sischer Sicht indische Ambitionen
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auf eine engere Kooperation mit 
der ASEAN und der SCO entge­
gen, die die VRCh bislang erfolg­
reich blockieren konnte. Indien hin­
gegen ist die enge Beziehung Chinas 
zu Pakistan ein Dorn im Auge, 
und auch die militärisch motivier­
te Pflege der chinesischen Bezie­
hungen zu Myanmar hält in Indi­
en Einkreisungsängste wach. (IHT,
13.4., 21.4.05; ST, 8.4., 9.4.05; WSJ, 
11.4.05; SCMP, 13.4.05; PTI news 
agency, 31.3.05, 10.4.05, nach BBC 
PF, 1.4.05, 11.4.05; Xinhua, 11.4.05, 
nach BBC PF, 12.4.05; FAZ, 12.4., 
13.4.05; NZZ, 12.4., 13.4.05) -kg-

2 Neuer Eklat zwischen Chi­
na und Japan nach dem an­
tijapanischen Protest

Was eigentlich als erster Schritt zur 
Beilegung der diplomtischen Krisen­
situation zwischen China und Ja­
pan geplant war, endete mit einem 
neuen Eklat. Die chinesische stell­
vertretende Ministerpräsidentin war 
am 17. Mai als höchstrangige Ver­
treterin der VR China seit 2003 
zu einem auf acht Tage geplanten 
Besuch nach Japan gereist. Einen 
Tag vor dem letzten Besuchstag und 
der für diesen geplanten Unterre­
dung mit dem japanischen Premier­
minister Koizumi brach sie ihre Rei­
se unerwartet ab. Treffen mit Wirt­
schaftsvertretern und der Oppositi­
on hatten zuvor stattgefunden.

Aus dem chinesischen Außenminis­
terium war im Anschluss zur Be­
gründung zunächst nur von wichti­
gen Dienstgeschäften die Rede, die 
keinen Aufschub erlaubt hätten. Ein 
ansonsten im Zusammenhang mit 
einem solchen durchaus unüblichen 
vorzeitigen Abbruch eines Staats­
besuchs übliches Wort des Bedau­
erns gegenüber dem Gastgeberland 
blieb aus. Ohne einen unmittelba­
ren Zusammenhang mit der vorzeiti­
gen Abreise herzustellen hieß es spä­
ter jedoch, es sei sehr bedauerlich, 
dass während des Besuchs von Wu 
Yi in Japan führende Politiker wie­
derholt in einer Weise zum Yasu- 
kuni-Schrein Stellung bezogen hät­
ten, die den bilateralen Beziehun­
gen nicht förderlich seien. Es wurde 
aus der Stellungnahme des chinesi­
schen Außenministeriums allerdings

nicht deutlich, an welchen Aussagen 
der japanischen Seite Beijing sich 
gestört hatte.

Einen Tag vor dem Beginn des Be­
suchs Wu Yis hatte der japani­
sche Ministerpräsident in einer par­
lamentarischen Anhörung geäußert, 
er könne nicht verstehen, warum 
er seine Besuche des Yasukuni- 
Schreins einstellen solle, schließlich 
tue er dies als Privatperson und 
nicht in seiner Eigenschaft als Pre­
mierminister. Auch in der japani­
schen Regierung wurde offensicht­
lich durchaus eine Verbindung zwi­
schen dem außergewöhnlichen Ab­
bruch des Staatsbesuchs durch den 
chinesischen Gast und den zuvor ge­
tätigten Äußerungen Koizumis her­
gestellt, die die japanische Innenpo­
litik bedient hatten. Koizumi ent­
schloss sich - offenbar nicht zuletzt 
mit Rücksicht auf chinesische Emp­
findlichkeiten - den Gefallenen Ja­
panern in diesem Jahr bis auf wei­
teres nicht im Yasukuni-Schrein die 
Reverenz zu erweisen. Er tat dies 
vielmehr Ende Mai mit einer Kranz­
niederlegung am Grab des unbe­
kannten Soldaten des säkularen Sol­
datenfriedhofs Chidorigafuchi. Koi­
zumi blieb jedoch dabei, seine Be­
suche des Yasukuni-Schreins dürf­
ten nicht als Ehrbezeugung vor dem 
japanischen Militarismus der Ver­
gangenheit missverstanden werden, 
und ließ damit offen, ob ein Be­
such des Schreins zu einem spä­
teren Zeitpunkt folgen werde. Der 
chinesischen Aufforderung nach Ta­
ten, die das japanische Bedauern 
für die Kriegsgreuel bewiesen, kam 
er damit wiederum nur bedingt 
nach. Der Konflikt schwelt weiter. 
(Kyodo News Service, 17.5.05, nach 
BBC PF, 18.5.05; WSJ, 24.5.05; 
RMRB online, 24.5.05, nach BBC 
PF, 25.5.05; SCMP, 23.5., 24.5., 
31.5.05) -kg-

3 Strategische Partnerschaft 
mit Indonesien

Nachdem Ministerpräsident Wen 
Jiabao auf dem indischen Subkonti­
nent erfolgreich Bündnisse schmie­
den bzw. revitalisieren konnte, fiel 
Ende April Präsident Hu Jintao die­
selbe Rolle im Südosten des Kon­
tinents zu. Im Rahmen einer Rei­

se durch Brunei, die Philippinen 
und Indonesien, die nicht zuletzt der 
Teilnahme am Asien-Afrika Gipfel­
treffen und den Feierlichkeiten zum 
50. Jahrestag der Konferenz von 
Bandung diente, wurde in Jakarta 
ein umfassendes politisches Zusam­
menrücken der VR China mit Indo­
nesien besiegelt.

Nach indonesischer Mediendarstel­
lung war die Initiative zur Auf­
wertung der bilateralen Beziehun­
gen von China ausgegangen; Ver­
handlungen für eine zwischenstaat­
liche Vereinbarung über eine strate­
gische Partnerschaft liefen demnach 
seit dem APEC-Gipfeltreffen in Chi­
le im November vergangenen Jahres 
auf Hochtouren.

Nach chinesischer Darstellung wer­
den China und Indonesien mit dem 
am 25. April Unterzeichneten Ver­
trag über die zukünftige strategi­
sche Partnerschaft für Frieden und 
Wohlstand ihrer Verantwortung ge­
genüber der Region gerecht. Grund­
lage dafür waren Maßnahmen und 
Konsultationen, die zu einer Ver­
stärkung des gegenseitigen Vertrau­
ens geführt hätten. In der gemein­
samen Erklärung über die Errich­
tung der strategischen Partnerschaft 
ist neben der ausführlichen Aufzäh­
lung der Gebiete, auf die sich die­
se erstrecken soll, explizit die Moti­
vation Chinas genannt, damit auch 
das Verhältnis Chinas zur ASEAN 
zu stärken.

Die strategischen Interessen Chinas 
sind internationalen Beobachtern 
zufolge zunächst primär auf die Si­
cherung der Seewege von und nach 
China gerichtet. Indonesien kontrol­
liert gemeinsam mit Malaysia und 
Singapur die Straße von Malakka, 
durch die inzwischen mehr als 80% 
der chinesischen Ölimporte fließen 
sollen. Mehr als die Hälfte der welt­
weiten Schiffstransporte passieren 
diese Region und bestimmen damit 
ihre geostrategische Bedeutung. Ei­
ner Studie im Auftrag des US-Ver­
teidigungsministeriums zufolge ist 
China bemüht, die amerikanische 
Dominanz in der Region, die als Be­
drohung und Einkreisung interpre­
tiert wird, Paroli zu bieten und die 
Vereinigten Staaten aus dieser Welt­
region zurückzudrängen. Das Enga­
gement in Pakistan wird in diesem
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Zusammenhang ebenso genannt wie 
die Kooperation des ansonsten in­
ternational isolierten Myanmar.

Auch die strategische Partnerschaft 
mit Indonesien wird sich China aus 
strategischen Erwägungen heraus ei­
niges kosten lassen. Neben der Zusa­
ge über weitere Finanzhilfen für die 
von dem Tsunami Ende letzten Jah­
res betroffenen Regionen versprach 
Hu Jintao dem indonesischen Präsi­
denten Susilo Bambang Yudhoyono 
auch private chinesische Investitio­
nen im Umfang von zehn Mrd. US$, 
um die indonesische Wirtschaft wie­
der zu beleben. Nicht zuletzt wird 
es jedoch die militärische Koopera­
tion sein, die Indonesien nun enger 
an die Seite Chinas getrieben hat. 
Seit zehn Jahren mit einem Waf­
fenembargo der USA belegt findet 
der Inselstaat in China einen be­
deutenden Lieferanten insbesondere 
leichter Waffen. Hu Jintao erklär­
te anlässlich der Unterzeichnung des 
Vertrags in Jakarta explizit, dass 
sein Land von der Kooperation im 
Verteidigungsbereich mit der Siche­
rung der Schifffahrt in der Stra­
ße von Malakka profitieren werde. 
Ansonsten war die chinesische Re­
gierung eher bemüht, den militä­
rischen Aspekt der neuen strategi­
schen Partnerschaft herunterzuspie­
len.

Anders hingegen der indonesische 
Verteidigungsminister, der erklärte, 
China sei ein hervorragender Part­
ner im Hinblick auf die Aufrüstung 
seines Landes mit konventionellen 
Waffen. China, so Juwono Sudarso- 
no weiter, besitze die Möglichkeiten, 
die Technologie und auch die Pro­
dukte der in Indonesien benötigten 
Spezifikation. Allerdings hoffe man 
auch, dass der Preis entsprechend 
gestaltet werde. Ohne genauer dar­
zulegen, um welche Waffen es sich 
bei dem angestrebten Geschäft han­
deln soll, war sich die indonesische 
Seite sicher, innerhalb der nächs­
ten drei Monate die Verhandlungen 
über chinesische Rüstungslieferun­
gen abschließen zu können. (XNA,
19.4., 21.4., 26.4.05; Kompas Cy­
ber Media, 14.4.05, nach BBC PF, 
15.4.05; SCMP, 26.4.05; ST, 26.4., 
2.5.05) -kg-

4 Historische Besuche taiwa- 
nesischer Oppositionspoliti­
ker

Innerhalb von zwei Wochen reis­
ten von Ende April bis Mitte Mai 
zwei hochrangige taiwanesische Op­
positionspolitiker auf Einladung des 
Zentralkomitees und des General­
sekretärs der KPCh, Hu Jintao, zu 
offiziellen Besuchen in die VR Chi­
na. Nachdem zunächst Lien Chan 
(Lian Zhan), Vorsitzender der größ­
ten Oppositionspartei, die Nationa­
le Volkspartei Kuomintang (KMT), 
vom 26. April bis 3. Mai fünf chine­
sische Städte besuchte und schließ­
lich zu offiziellen Gesprächen mit 
Hu Jintao in Beijing zusammen­
traf, folgte ihm kurz darauf James 
Soong (Song Chuyu), Vorsitzender 
der zweitgrößten Oppositionspartei 
Peoples First Party (PFP), vom 5. 
bis 13. Mai. Für die nationalisti­
sche KMT bedeutete dies das erste 
offizielle Zusammentreffen der Par­
teispitze mit dem vormaligen poli­
tischen Gegner seit dem Ende des 
Bürgerkrieges 1949. Die PFP ent­
sandte ebenfalls erstmals einen Par­
teivorsitzenden zu offiziellen Ge­
sprächen.

Welch große Bedeutung die KPCh 
den Besuchen aus Taiwan beimaß, 
zeigte sich unmissverständlich da­
rin, in welchem Maße beide Poli­
tiker wie Staatsgäste hofiert wur­
den. Beide wurden von Chen Yun- 
lin, Direktor des Büros für Tai­
wanangelegenheiten der KPCh und 
des Staatsrats, auf den Flughäfen 
in Xi’an (Provinz Shaanxi) bzw. 
Nanjing (Provinz Jiangsu) empfan­
gen. Ferner trafen Lien und Soong 
im Verlauf der Reise stets zu Ge­
sprächen mit den Parteivorsitzen- 
den der bereisten Provinzen zusam­
men. Den jeweiligen Höhepunkt ih­
res Besuchs markierte für beide der 
Empfang durch Staats- und Partei­
chef Hu Jintao in Beijing. Dort war 
beiden taiwanesischen Politikern au­
ßerdem zuvor die Ehre zuteil gewor­
den, an den beiden renommierten 
Universitäten in Beijing, der Ren- 
min- und der Qinghua-Universität, 
Reden zu halten. Staatliche Medien, 
wie die Volkszeitung und der Fern­
sehsender CCTV, berichteten nicht 
nur ausführlich über die Ankunft

der taiwanesischen Gäste, sondern 
auch täglich über den Fortgang ihres 
Besuches.

Die KPCh lockte mit einigen Zu­
geständnissen wie die Reiseerlaub­
nis für festländische Touristen nach 
Taiwan, das In-Aussicht-Stellen ei­
nes regulären Fluglinienverkehrs bis 
2006 und eines Verzichts auf Im­
portzölle für Obst sowie die Gleich­
stellung taiwanesischer und festlän­
discher Studenten. Beide Besucher 
schienen den zugespielten Ball auf­
nehmen und ihrerseits positiv auf 
die angespannte Beziehung zwischen 
der VR China und Taiwan Einfluss 
nehmen zu wollen. So betonten bei­
de Seiten immer wieder gemeinsame 
kulturelle und historische Wurzeln, 
beispielsweise anlässlich des Besuchs 
der Terrakotta-Armee des reichsei­
nigenden ersten chinesischen Kai­
sers Qin Shi Huangdi in Xi’an durch 
Lien. Bei Soongs Besuch veranlass- 
te lediglich die Tatsache, dass er in 
seinen Reden wiederholt die Titu­
lierung „Republik Taiwan“ verwen­
dete und Taiwan damit ein eigenes 
Staatswesen zusprach, die chinesi­
schen Staatsmedien, ihre Live-Uber- 
tragung zu unterbrechen und statt- 
dessen mit Kommentaren zu füllen.

Wenig Neues boten die Kommuni­
ques, die Lien and Soong nach ihren 
Gesprächen mit Staats- und Par­
teichef Hu Jintao Unterzeichneten. 
Zwar wird in beiden Dokumenten 
ein von chinesischer Seite propagier­
ter „neuer“ Terminus für die chi- 
nesisch-taiwanesischen Beziehungen 
geprägt. So wurde die Ein-China- 
Doktrin von 1992, die von der tai­
wanesischen Regierung unter Chen 
so nicht anerkannt wird, um den Be­
griff „zwei Seiten, ein China1 (Hang 
an yi Zhong) erweitert. Eine fakti­
sche Neuerung der Definition chi- 
nesisch-taiwanesischer Beziehungen 
bietet dieser allerdings nicht.

Politische Kommentatoren um­
schrieben die Besuche mit „Pan­
da-Diplomatie“ und verwiesen da­
rauf, dass ein Panda-Bären-Paar, 
wie es Lien kurz vor seiner Abrei­
se geschenkt bekam, auch 1972 für 
das politische Tauwetter zwischen 
der VR China und den USA ein­
gesetzt worden war. Die Intention
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einer wohlmeinenden Geste scheint 
im jüngsten Fall zwar außer Fra­
ge, allerdings wurde nicht wie sonst 
eine Regierung, sondern ein Partei­
vorsitzender beschenkt. Zudem ist 
kritisch zu bemerken, dass von der­
artigen Geschenken in der Vergan­
genheit eher inflationär Gebrauch 
gemacht wurde.

Was die Intention der parteistaatli­
chen Führung anbelangt, kann ver­
mutet werden, dass diese das Reper­
toire ihrer Taiwanpolitik um Partei­
endiplomatie in Form von bilatera­
len Gesprächen mit - zumindest op­
positionellen - Spitzenpolitikern er­
weitert hat, um sich auf diese Wei­
se ihrem Ziel einer Wiedervereini­
gung schrittweise zu nähern. Öko­
nomische Anreize setzte die KPCh 
bereits in der Vergangenheit, wenn 
auch nicht in so gehäufter Form. 
Gleichfalls dürfte versucht worden 
sein, den politischen Gegner auf Tai­
wan, die Regierungspartei Demo­
kratische Fortschrittspartei (DPP), 
durch Gespräche mit den Oppositi­
onsparteien zu isolieren. Die chine­
sische Regierung hatte zudem wie­
derholt betont, dass Gespräche mit 
der taiwanesischen Regierungspar­
tei nur dann möglich seien, wenn 
diese die Ein-China-Doktrin aner­
kenne. (RMRB 27.-14.5.05; XNA, 
9.5.05; Xinhua, 25.4., 5., 10.5.05, 
nach BBC PF, 26.4., 7., 11.5.05; ST,
4., 6.5.05; FT, 7./8.5.05, IHT, 21.4.,
4., 13.5.05; WSJ, 12.5.05; SCMP,
28.4., 6., 26.5.05; The Economist,
30.4., 7.5.05; FAZ, 13., 17.05.05, 
NZZ, 21.4.05) -kw-

5 China vertritt Taiwan in 
der WHO

Am 17. Mai wurde bekannt, dass 
die Volksrepublik China am 14. Mai 
eine Vereinbarung mit der Weltge­
sundheitsorganisation (WHO) über 
die Einbindung Taiwans in das glo­
bale Gesundheitsregime geschlossen 
hat, obwohl die jährliche Haupt­
versammlung der Organisation zum 
neunten Mal in Folge ein Ersuchen 
Taiwans um Mitgliedschaft mit Be­
obachterstatus abgelehnt hatte.

Gao Qiang, der chinesische Gesund- 
heitsminister, gab in einem Inter­

view bekannt, Taiwan sei vorab we­
der einbezogen noch über das zwi­
schen China und der WHO Un­
terzeichnete Memorandum of Un­
derstanding informiert gewesen. Es 
handle sich jedoch, so Gao weiter, 
um ein großes Geschenk seiner Re­
gierung an die Landsleute in Tai­
wan. Auch die von der 58. Ge­
neralversammlung in Genf am 23. 
Mai verabschiedeten neuen Regula­
rien der WHO erlauben nach chine­
sischer Lesart weiterhin keine Mit­
gliedschaft Taiwans in der interna­
tionalen Organisation, da diese nach 
wie vor ausschließlich souveränen 
Staaten Vorbehalten sei.

Im Rahmen der bilateralen Verein­
barung der VR China mit der WHO 
soll es dem Sekretariat der Organi­
sation zukünftig gestattet sein, Me­
diziner und Experten des Gesund­
heitswesens einzuladen und diesen 
auf individueller Basis die Teilnah­
me an technischen Aktivitäten zu 
ermöglichen. Sollte dies notwendig 
werden, könnten die taiwanesischen 
Experten als Herkunft „China, Tai­
wan“ nennen. Auch die WHO kön­
ne der Vereinbarung gemäß zukünf­
tig Experten nach Taiwan entsen­
den, um Fragen des Gesundheitswe­
sens mit dortigen Experten zu dis­
kutieren oder technische und me­
dizinische Unterstützung zu gewäh­
ren. Letzteres gelte auch im Falle 
des Ausbruchs einer Seuche, sofern 
auswärtige Hilfe nötig werde.

Der Inhalt dieser Übereinkunft oh­
ne taiwanesisches Zutun oder Wis­
sen wurde von chinesischer Seite 
pikanterweise erstmalig hochrangi­
gen taiwanesischen Oppositionspo­
litikern eröffnet, die sich zu einem 
Besuch in der VR China aufhiel­
ten. Ein chinesischer UN-Vertreter 
erklärte das Vorgehen seines Lan­
des damit, dass es zwar gegenwär­
tig einige politische Probleme zwi­
schen den beiden Seiten der Taiwan- 
Straße gäbe, die Gefahren durch an­
steckende Krankheiten jedoch unab­
hängig davon bestünden und keinen 
Aufschub bis zu einer Lösung der 
Probleme zwischen China und Tai­
wan duldeten. China habe daher im 
Interesse der Sache ein spezielles Ar­
rangement mit der WHO erwirkt, 
bevor eine Einigung auch mit Tai­

wan selbst angestrebt werden kön­
ne. Über den Inhalt dieser mit der 
WHO getroffenen Sondervereinba­
rung werde man die taiwanesische 
Seite im Übrigen zu gegebener Zeit 
und über angemessene Kanäle in­
formieren. (SCMP, 17.5.05; XNA, 
26.5.05; CNA online, 29.5.05, nach 
BBC PF, 30.5.05; ZXS, 26.5.05, 
nach BBC PF, 27.5.05) -kg-

6 Pakistan - Geschenke för­
dern die Freundschaft

Anfang April startete der chinesi­
sche Premier Wen Jiabao mit einer 
siebzigköpfigen Delegation - darun­
ter viele Minister - zu einer groß an­
gelegten Südasienreise. Erste Stati­
on der Reise war mit Islamabad der 
alte Partner Pakistan. Obwohl Chi­
na über Jahrzehnte zu seinem süd­
lichen islamischen Nachbarn gestan­
den hatte, war es in Pakistan im Zu­
ge der US-Offensive gegen den Ter­
rorismus trotz gegenteiliger Beteue­
rungen gegenüber der neuen Part­
nerschaft mit den Vereinigten Staa­
ten ins Hintertreffen geraten. Auch 
die Bemühungen um die Einleitung 
einer engeren Zusammenarbeit mit 
Pakistans Erzrivalen Indien, dem 
primären zukünftigen Partner und 
zugleich auch größten Konkurren­
ten Chinas in Asien, trugen in den 
letzten Jahren nicht zu einer Ver­
besserung der chinesisch-pakistani­
schen Allwetterfreundschaft bei.

Neue Impulse und damit auch wie­
der bessere Perspektiven für ei­
ne strategische Kooperation konn­
te erst wieder im Jahre 2003 die 
gemeinsame Erklärung Hu Jintaos 
und General Pervez Musharrafs 
über einen angestrebten Vertrag 
über Freundschaft und gutnachbar­
liche Beziehungen im Zuges des Be­
suchs des Letzteren in Beijing bie­
ten. Dass es mit den bilateralen Be­
ziehungen nicht zum Besten bestellt 
war, zeigt die lange Spanne, die 
zwischen der bilateralen Absichtser­
klärung und der Vertragsunterzeich­
nung jetzt in Islamabad lag. Die 
VR China musste im Vorfeld offen­
sichtlich einiges aufbieten, um Pa­
kistan im eigenen strategischen In­
teresse wieder enger an sich zu bin­
den. Die chinesischen Verlockungen



Dokumentation 43

finden sich traditionell im Bereich 
der militärischen Zusammenarbeit 
bzw. im Hinblick auf Großprojekte 
zur kombinierten zivilen und militä­
rischen Nutzung. Das zweite pakis­
tanische Kernkraftwerk war in den 
neunziger Jahren ein solches Pro­
jekt. In der jüngeren Vergangenheit 
war es die noch nicht abgeschlos­
sene Errichtung des Tiefseehafens 
von Gwadar - ein Unternehmen, 
für das die VR China neben dem 
technischen Know-how über Kredi­
te und Schenkungen allein 198 Mio. 
US$ von geschätzten Gesamtkosten 
in Höhe von 250 Mio. US$ trägt.

Im Vorfeld des Besuchs Wen Jiabaos 
war es nun auch erneut der Mili­
tärbereich, in dem China zu punk­
ten suchte. So wurde zeitgleich mit 
Wens Aufenthalt die künftige Pro­
duktion von chinesischen vielseitig 
einsetzbaren FJ-17 Kampfflugzeu­
gen in Pakistan gefeiert. Die pa­
kistanische Regierung betonte da­
bei, dass die Luftwaffe des Landes 
im Zuge des chinesischen Techno­
logietransfers damit erstmalig nicht 
mehr ausschließlich von der Bereit­
schaft von Drittländern zur Liefe­
rung von Militärflugzeugen abhän­
gig sein werde. Die relativ moder­
ne chinesische FJ-17 soll künftig das 
Rückgrat der pakistanischen Luft­
streitkräfte bilden.

Da aber nur eine Woche vor dem 
Besuch Wens in Pakistan die USA 
der Lieferung von modernsten F- 
16 Kampfflugzeugen an Pakistan zu­
stimmten und damit ganz offen­
sichtlich die enge Kooperation Isla­
mabads während der letzten Jahre 
belohnte, musste die chinesische Re­
gierung weitere Zugeständnisse an 
den alten Allwetterpartner machen: 
China erklärte sich bereit, vier Fre­
gatten des Typs F-22P an Pakis­
tan zu liefern. Diese werden mit 
Spezialhelikoptern zur Bekämpfung 
von U-Booten ausgerüstet sein. Fer­
ner werden auch diese Rüstungs­
güter nicht in China, sondern im 
Rahmen des militärtechnologischen 
Wissenstransfers in Pakistan selbst 
gefertigt werden. Weder über den 
Zeitpunkt der Produktion noch über 
den Preis wurde etwas verlautbart.

Während des Staatsbesuchs wur­
den nicht weniger als 20 bilate­

rale Vereinbarungen unterzeichnet 
(siehe Data Supplement). Neben ei­
nem Vertragswerk zur wirtschaftli­
chen und technischen Zusammenar­
beit, das China mit weiterer nicht 
rückzahlbarer Finanzhilfe im Um­
fang von 50 Mio. US$ unterstützen 
wird, und einer Absichtserklärung 
im Hinblick auf die Errichtung einer 
gemeinsamen Freihandelszone wa­
ren insbesondere der Vertrag über 
Freundschaft, Zusammenarbeit und 
gutnachbarliche Beziehungen sowie 
eine erste Vereinbarung über die Ko­
operation im Kampf gegen Terro­
rismus, Separatismus und religösen 
Radikalismus von Interesse.

Sowohl im Nachbarschaftsvertrag 
als auch in der Erstvereinbarung zur 
Terrorismusbekämpfung fehlen bis­
lang jedoch konkrete Inhalte, die 
über die Einrichtung eines regelmä­
ßigen Mechanismus für einen hoch­
rangigen Dialog auf diesem Ge­
biet hinausgingen. So wurde in den 
öffentlichen Erklärungen, die den 
Vieraugengesprächen zwischen Wen 
und seinem Amtskollegen Shaukat 
Aziz und den Konsultationen un­
ter Beteiligung der gesamten chine­
sischen Regierungsdelegation folg­
ten, zwar die multidimensionale und 
kooperative Allwetterpartnerschaft 
zwischen den beiden Staaten be­
schworen. Die chinesische Seite sah 
sich jedoch genötigt, die Unter­
zeichnung des ersten Antiterrorab­
kommens mit einem Appell für ei­
ne Verbesserung der Sicherheitszu­
sammenarbeit zu verbinden. (WSJ, 
4.4.05; PTV World, 5., 6.4.05, nach 
BBC PF, 6., 7.4.05; XNA, 5.4.05; 
IHT, 7.4.05; Associated Press of Pa­
kistan, 5.4.05, nach BBC PF, 6.4.05; 
Xinhua, 5.4.05, nach BBC PF, 6., 
7.4.05) -kg-

7 China bremst die UN-Re- 
form

Kurz nachdem UN-Generalsekretär 
Kofi Annan im März des Jahres 
dafür plädiert hatte, eine Entschei­
dung über die Reform des Sicher­
heitsrates der Vereinten Nationen 
spätestens auf der Plenarsitzung im 
September zu fällen, trat die VR 
China in Totalopposition. Während 
Annan nach zehnjähriger Diskussi­

on eine Reform nach einem der zwei 
ausgearbeiteten Modelle noch in sei­
ner Amtszeit sehen möchte, befürch­
tet China eine Spaltung der UNO 
im Falle einer übereilten und mög­
licherweise nicht ausreichend legiti­
mierten Reformentscheidung.

Den Vorstellungen Annans, man 
könne die Lösung der anstehen­
den Fragen auch mit einem Mehr­
heit s votum herbeiführen, hielt der 
chinesische UN-Botschafter Wang 
Guangya entschieden entgegen. Ob­
wohl die UN-Charta für die Re­
formierung des Sicherheitsrats ei­
ne Mehrheit von zwei Dritteln der 
191 Mitgliedsstaaten einschließlich 
der derzeitig noch fünf ständigen 
Mitglieder des Sicherheitsrats ver­
langt, fordert die chinesische Regie­
rung nunmehr die Konsenslösung al­
ler Mitglieder. Das chinesische Spiel 
auf Zeit kommt in einer Situati­
on, da sich eine deutliche Mehrheit 
für das Reformmodell abzuzeich­
nen schien, die u.a. Japan den Sta­
tus eines neuen ständigen Mitglieds 
des Sicherheitsrats bescheren könn­
te. Die VR China möchte dies in je­
dem Fall verhindern, unterstützt In­
dien und hält sich bei den anderen 
aussichtsreichen Kandidaten Brasi­
lien und Deutschland sehr bedeckt. 
Auch die Vereinigten Staaten las­
sen sich in dieser Frage bislang nicht 
festlegen.

Mit ihrem Widerstand gegen eine 
Beschleunigung des Reformprozes­
ses ist die VR China nicht mehr al­
lein. Zuletzt mehrten sich die kri­
tischen Stimmen aus den Entwick­
lungsländern. Die Zweifler aus die­
sen Reihen bedient denn auch die 
offizielle chinesische Argumentation. 
Warnte China zunächst nur vor ei­
ner möglichen Spaltung der UNO 
und einer Fortschreibung mangeln­
der Repräsentation von Entwick­
lungsländern in den entscheidenden 
UN-Gremien, so beschwor UNO- 
Botschafter Wang seit Anfang April 
insbesondere die Gefahr, andere 
wichtige Themen - insbesondere das 
Problem der Entwicklung - könnten 
unter der Fokussierung auf den Si­
cherheitsrat leiden oder gar in Frage 
gestellt werden.

Um nicht ausschließlich als hem­
mende Kraft zu gelten, präsentier­
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te Wang der UNO Ende April einen 
Katalog von sechs Punkten, die im 
Reformprozess zu beachten seien. 
Darunter eine größere Repräsenta­
tivität des zukünftigen reformierten 
Sicherheitsrats durch eine verbesser­
te Vertretung der Entwicklungslän­
der aber auch ein Zuwachs an Au­
torität, eine Erhöhung der Effizi­
enz und Transparenz der Arbeit die­
ses höchsten UN-Gremiums. Im Te­
nor laufen diese Vorschläge jedoch 
auf eine Entschleunigung der Re­
formierung hinaus. Durch intensives 
Nachdenken, geduldige Konsultatio­
nen etc. soll der breitest mögliche 
Konsens erreicht werden, so Wang. 
Ein Reformvorschlag, der nicht von 
mindestens 90% der Mitgliedsstaa­
ten getragen werde, stelle hingegen 
keinen wirklichen Konsens dar, er­
gänzte er mit Blick auf den derzei­
tig favorisierten Plan. (WSJ, 4.4.05; 
HB, 6.4., 8.4.05; XNA, 7.4., 28.4.05; 
IHT, 8.4.05) -kg-

8 Australien erkennt China 
als Marktwirtschaft an

Während eines Staatsbesuchs des 
australischen Premierministers 
John Howard bei seinem chinesi­
schen Amtskollegen Wen Jiabao 
konnte China am 18. April in Bei­
jing einen kleinen diplomatischen 
Triumph feiern. Beide Staaten Un­
terzeichneten ein Morandum of Un­
derstanding, in dem Australien zum 
einen China als volle Marktwirt­
schaft anerkennt, zum anderen Ver­
handlungen über ein Freihandels­
abkommen ankündigt. Bislang wird 
China nur von wenigen Ländern als 
Marktwirtschaft anerkannt, weil es 
in dem Land noch zu viele staatli­
che Eingriffe in das wirtschaftliche 
Geschehen gäbe. Die EU hatte der 
Volksrepublik erst im vergangenen 
Jahr diesen von chinesischer Seite 
begehrten Status versagt.

Australien ist sehr an einer Aus­
weitung der wirtschaftlichen Koope­
ration mit China interessiert. Die 
Volksrepublik steht mittlerweile auf 
Rang drei der australischen Han­
delspartner und bildet den zweit­
größten Exportmarkt für australi­
sche Waren. Nach dem zeitlichen 
Horizont für den Abschluss eines

Freihandelsabkommens befragt, äu­
ßerte sich jedoch auch Australiens 
Premierminister zurückhaltend. Es 
gäbe zwar auf beiden Seiten gu­
ten Willen, dieser allein reiche je­
doch nicht aus. Mit einem Abschluss 
der Verhandlungen sei auch im kom­
menden Jahr noch nicht zu rechnen.

So interessiert wie Australiens Re­
gierung an einer Intensivierung der 
Wirtschaftsbeziehungen mit China 
ist, so distanziert zeigt sie sich ge­
genüber den chinesischen Avancen 
im Hinblick auf einen Ausbau der 
politischen Beziehungen. Während 
Wen Jiabao dem australischen Pre­
mier eine Reihe von politischen Vor­
schlägen unterbreitete, die die Ver­
besserung des politischen Vertrau­
ensverhältnisses, den Wunsch nach 
engeren politischen Bindungen, die 
Verbesserung der Kommunikation 
über zentrale Fragen der internatio­
nalen Politik und eine intensivier­
te Konsultation und Koordination 
der Außenpolitik ebenso beinhalte­
ten wie den Appell zur Stärkung 
von Konsultationen im Sicherheits­
bereich, ging Howard auf diese poli­
tischen Initiativen nicht ein.

Der australische Premier attestier­
te den bilateralen Beziehungen zwar 
gute Fortschritte auf allen Feldern. 
Er beschränkte sich in der Kon­
kretisierung dieser Aussage jedoch 
auf die wirtschaftlichen Aspekte der 
Zusammenarbeit. (Xinhua, 18.4.05, 
nach BBC PF, 20.4.05; ST, 20.4.05) 
-kg-

9 China befürwortet das Mas­
saker in Usbekistan

Im Anschluss an das Massaker, das 
Regierungstruppen am 13. Mai an 
Demonstranten im usbekischen An­
dijan nur etwa 160 km von der 
chinesischen Grenze (Xinjiang) ent­
fernt anrichteten, enthielt sich die 
chinesische Regierung zunächst für 
etwa zehn Tage jeglichen Kommen­
tars. Damit sah sie sich Seite an Sei­
te mit Indien, während Russland so­
fort Unterstützung für die usbeki­
sche Regierung und deren gewalt­
sames Vorgehen signalisiert hatte. 
Nach divergierenden Angaben wa­
ren dort zwischen 169 (Regierungs­

zahlen) und 700 Menschen ums Le­
ben gekommen, als die Armee De­
monstrationen von 10.000 bis 20.000 
Teilnehmern gewaltsam auflöste.

Einen Tag vor dem Beginn eines 
länger geplanten Staatsbesuchs des 
usbekischen Präsidenten Islam Ka- 
rimow in China am 25. Mai wur­
de auch das chinesische Schwei­
gen beendet. Der Sprecher des chi­
nesischen Außenministeriums Kong 
Quan nahm Bezug auf die blutige 
Niederschlagung der Demonstratio­
nen im Nachbarland und erklärte, 
China unterstütze alle Anstrengun­
gen der usbekischen Regierung in 
der Bekämpfung der bösen Kräfte 
Terrorismus, Separatismus und Ex­
tremismus. Kong unterstrich weiter­
hin die Bedeutung der Shanghai Co­
operation Organization für die Si­
cherung von Stabilität und Sicher­
heit in Zentralasien. Insbesondere 
unter den gegenwärtigen Bedingun­
gen, so Kong später ergänzend, da 
sich die Region Zentralasien der Be­
drohung durch Separatismus und 
Extremismus ausgesetzt sähe, teil­
ten China und Usbekistan viele Ge­
meinsamkeiten und gemeinsame In­
teressen.

Der eigentliche Anlass für diese Stel­
lungnahmen des chinesischen Au­
ßenministeriums noch nachdem das 
internationale Presseecho eigentlich 
schon wieder fast verhallt war, war 
jedoch offensichtlich der unmittel­
bar bevorstehende Besuch Kari- 
mows in Beijing. Präsident Hu Jin- 
tao bezeichnete Karimow bei des­
sen Ankunft als einen alten Freund 
des chinesischen Volkes und unter­
strich damit die Verbundenheit sei­
ner Regierung mit der des Nach­
barlandes. Anlass des Besuches war 
die Unterzeichnung eines bilateralen 
Abkommens zur Stärkung von Part­
nerschaft, Kooperation und freund­
schaftlicher Beziehungen zwischen 
den beiden Staaten. Aus dem chine­
sischen Außenministerium verlaute­
te, dieser neue Vertrag werde die po­
litische und rechtliche Grundlage für 
die weitere Stärkung der chinesisch­
usbekischen Beziehungen bilden.

Über allgemein gehaltene diploma­
tische Floskeln hinaus wurde vom 
eigentlichen Inhalt nichts bekannt.
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Zeitgleich wurde auch ein Joint- 
Venture-Vertrag zwischen der Chi­
na National Petroleum Corpora­
tion und der Uzbekistan National 
Oil and Gas Corp. unterzeichnet, 
der mit einem Volumen von 600 
Mio. US$ ein Licht auf die eigent­
lichen Interessen der Volksrepub­
lik China fallen lässt. (WSJ, 24.5., 
25.5.05; IHT, 25.5., 27.5.05; FT, 
26.5.05; Uzbek Television second 
channel, 25.5.05, nach BBC PF, 
26.5.05; XNA, 25.5.05; Die Zeit on­
line, 4.6.05; The Economist, 4.6.05) 
-kg-

10 Neuer Dialogmechanismus 
zwischen China und den 
USA

Anfang April wurde bekannt, US- 
Präsident Bush habe grünes Licht 
für regelmäßige Konsultationen zwi­
schen China und den Vereinigten 
Staaten auf der Ebene der stellver­
tretenden Außenminister gegeben. 
Dieser regelmäßige Konsultations­
mechanismus, der von der VR Chi­
na lange gewünscht worden war, 
kommt dem chinesischen Selbstver­
ständnis als gleichberechtigter Part­
ner entgegen.

Offiziell hatte Präsident Hu Jintao 
im November vergangenen Jahres 
am Rande des Asia-Pacific Cooper­
ation Summit die Eröffnung eines 
strategischen Dialogs vorgeschlagen. 
Dazu wird es jedoch auch jetzt vor­
erst nicht kommen. Vielmehr wur­
de der zukünftige bilaterale Konsul­
tationsmechanismus von amerikani­
scher Seite als globaler Dialog be­
zeichnet. Hinter dieser abweichen­
den Sprachregelung verbirgt sich ein 
fein abgestuftes System zur Bewer­
tung bilateraler Beziehungen. Der 
Terminus strategischer Dialog ist 
auf amerikanischer Seite für die re­
gelmäßigen Konsultationen mit en­
gen Partnern und Verbündeten wie 
Japan oder die EU reserviert. Den­
noch ist auch mit dem jetzt be­
kannt gegebenen Dialogforum eine 
Aufwertung der bilateralen Bezie­
hungen verbunden, die während der 
ersten Amtszeit Bushs kaum mög­
lich erschienen war.

Obwohl bislang lediglich bekannt 
wurde, dass Themen von strategi­

scher Bedeutung behandelt werden 
sollen, wurde die Nachricht verein­
zelt bereits als Durchbruch gewer­
tet. Zu erwarten ist, dass die chi­
nesische Seite, die im Vorfeld be­
reits zum wiederholten Male größere 
Transparenz in militärischen Ange­
legenheiten versprach, insbesondere 
die Taiwan-Frage und die diesbezüg­
liche amerikanische Position erör­
tern möchte. Von den USA wird hin­
gegen erwartet, dass sie das neue Fo­
rum nutzen wollen, um China zu ei­
nem Umdenken in seiner Politik ge­
genüber Staaten wie Myanmar, dem 
Sudan, Iran oder Nepal zu bewegen.

Ob also angesichts derartig unter­
schiedlicher Agenden aus dem Dia­
logmechanismus mehr werden kann 
als ein Beitrag zum chinesischen 
Prestige als global player, ist zum 
gegenwärtigen Zeitpunkt eher frag­
lich. Schließlich existiert - mit Un­
terbrechungen - bereits seit 1997 ein 
ähnlicher Mechanismus für Konsul­
tationen im militärischen Bereich. 
Zwar fand Ende April in Washing­
ton die siebte Runde derartiger bi­
lateraler Gespräche auf hoher diplo­
matischer Ebene statt, doch wird 
von amerikanischer Seite nach wie 
vor mangelnde Transparenz und Of­
fenheit auf Seiten der chinesischen 
Dialogpartner beklagt. Während die 
chinesische Delegation dem Verneh­
men nach lediglich das öffentlich zu­
gängliche Militär-Weißbuch vorstell­
te, erläuterte die amerikanische Sei­
te ihre Pläne für die Veränderun­
gen in ihrer weltweiten Truppensta­
tionierungen - ein Thema, das zu­
mindest im Hinblick auf den asia­
tisch-pazifischen Raum von unmit­
telbarem Interesse ist. (FAZ, 9.4.05; 
SCMP, 9.4., 10.4.05; XNA, 30.4.05; 
Xinhua, 30.4.05, nach BBC PF, 
1.5.05) -kg-

11 Ende der UN-Lebensmit- 
telhilfen an China

Am 7. April erreichte die letz­
te Lieferung aus dem World Food 
Programme der Vereinten Nationen 
China. Die mehr als 43.000 t kana­
dischen Weizens im Wert von ca. 7,2 
Mio. US$ sollen im Rahmen natio­
naler Armutsbekämpfungsprogram­
me in Gansu, Shanxi, Guangxi und

Ningxia verteilt werden. Bereits im 
Februar 2002 waren China und die 
Leitung des World Food Program­
me zu einer grundsätzlichen Eini­
gung über die schrittweise Einstel­
lung der Lebensmittelhilfen an die 
VR China gelangt. Erst im letz­
ten Dezember allerdings wurde be­
schlossen, die Lieferungen bis spä­
testens zum Ende des Jahres 2005 
auslaufen zu lassen.

China bezog seit 1979 insgesamt Le­
bensmittelhilfen im Gesamtwert von 
mehr als einer Mrd. US$, um damit 
30 Mio. Menschen in Armutsregio­
nen zu unterstützen. Erst kürzlich 
kam eine UN-Studie zu dem Ergeb­
nis, dass große Staaten mit mittle­
ren Nationaleinkommen wie Brasili­
en, Malaysia, Mexiko, Südafrika und 
nicht zuletzt auch China durchaus 
selbst in der Lage seien Regionen ex­
tremer Armut im eigenen Land hin­
reichende Hilfe angedeihen zu las­
sen.

Im Hinblick auf die Einstellungen 
der Lebensmittelhilfen an China er­
klärte ein Sprecher des chinesischen 
Außenministeriums, in seinem Land 
lebten zwar nach wie vor etwa 29 
Mio. Menschen in Armut, angesichts 
der weltweit 850 Mio. Betroffenen 
werde die VR China nunmehr je­
doch ihrerseits mit Geldspenden zur 
Finanzierung des World Food Pro­
gramme beitragen. Damit solle man 
jedoch nicht sofort rechnen, und 
die finanziellen Beiträge Chinas wer­
den sich an den Möglichkeiten des 
Landes orientieren. (SCMP, 1.4.05; 
XNA, 7.4.05) -kg-

Innenpolitik
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12 Neue Führungsgruppe für 
Energie unter der Leitung 
Wen Jiabaos

Unter der Leitung von Ministerprä­
sident Wen Jiabao ist Anfang Juni 
eine hochrangig besetzte Führungs­
gruppe des Staatsrats für Energie­
fragen gebildet worden. Neben Wen


